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An das  
Amtsgericht Münster, Gerichtsstraße 2 – 6, 48149 Münster 
 
 
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach dem 
Gewaltschutzgesetz 
 
Antragsteller/Antragstellerin: 
Sollte zum Schutz der antragstellenden Person der derzeitige Aufenthaltsort geheim gehalten werden müssen, kann 

dieses dem Gericht unter kurzer Angabe der Gründe mitgeteilt werden. Der Aufenthaltsort ist dem Gericht dann auf 

einem gesonderten Blatt zur Akte zu reichen. Es kann zusätzlich eine vom Aufenthaltsort abweichende Anschrift als 

Zustellungsanschrift angegeben werden.  

Anrede 
 

 

Familienname 
 

Vorname 

Geburtsdatum  
 

Staatsangehörigkeit 

Straße, Hausnummer 
 
Postleitzahl, Wohnort 
 
Gegenwärtiger Aufenthalt (wenn derzeit vom Wohnort abweichend) 
 
Telefon 
 

 
Antragsgegner/Antragsgegnerin 
 
Anrede 
 

 

Familienname 
 

Vorname 

Geburtsdatum  
 

Staatsangehörigkeit 

Straße, Hausnummer 
 
Postleitzahl, Wohnort 
 
Gegenwärtiger Aufenthalt (wenn derzeit vom Wohnort abweichend) 
 
Telefon 
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Ich beantrage, im Wege einstweiliger Anordnung eine Gewaltschutzanordnung mit 
folgendem Inhalt zu erlassen: 
 

1. Dem Antragsgegner/Der Antragsgegnerin wird untersagt,  
 
− den Antragsteller/die Antragstellerin zu bedrohen 

 
− den Antragsteller/die Antragstellerin zu bedrohen, zu verletzen oder 

sonst körperlich zu misshandeln 
 

− sich in einem Umkreis von 20 Metern der Wohnung des Antragstel-
lers/der Antragstellerin 
 -genaue Adresse angeben-  
 
zu nähern, § 1 Abs. 1 Ziff. 2 GewSchG 
 

− den Antragsteller/die Antragstellerin an seinem/ihrem Arbeitsplatz 
 -genaue Adresse angeben-  
 
aufzusuchen, § 1 Abs. 1 Ziff. 3 GewSchG 
 

− den Antragsteller/die Antragstellerin vor dem Kindergarten/der Schule 
-genaue Adresse angeben-  
 
abzupassen, § 1 Abs. 1 Ziff. 3 GewSchG 
 

− mit dem Antragsteller/der Antragstellerin persönlich, schriftlich, unter Ver-
wendung von Fernkommunikationsmitteln oder über Dritte (mit Aus-
nahme von Vertretern des anwaltlichen Berufsstandes) Verbindung auf-
zunehmen, § 1 Abs. 1 Ziff. 4 GewSchG 
 

− ein Zusammentreffen mit dem Antragsteller/der Antragstellerin herbeizu-
führen, § 1 Abs. 1 Ziff. 5 GewSchG. Sollte es zu einem zufälligen Zusam-
mentreffen kommen, hat der Antragsgegner/die Antragsgegnerin sofort 
einen gebührenden Abstand herzustellen 
 

(Nichtzutreffendes bitte entfernen) 

 

2. Dem Antragsteller/Der Antragstellerin wird die gemeinsame Wohnung 
(genaue Lage und Anschrift)   
 
 
zur alleinigen Nutzung für die Dauer von  
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(bitte geben Sie die Dauer an, längstens sechs Monate)  
 
zugewiesen.  
 
Dem Antragsgegner/Der Antragsgegnerin wird untersagt, die Wohnung wäh-
rend dieser Zeit ohne Zustimmung des Antragstellers/der Antragstellerin zu 
betreten.  
 
Soweit der Antragsgegner/die Antragsgegnerin noch im Besitz von Woh-
nungsschlüsseln ist, sind diese an den Antragsteller/die Antragstellerin her-
auszugeben 

 

 

3. Dem Antragsgegner/Der Antragsgegnerin wird für jeden Fall der Zuwiderhand-
lung gegen das in Ziffer 1 ausgesprochene Gebot/Verbot ein Ordnungsgeld 
bis zu 250.000,- EUR und für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden 
kann, Ordnungshaft bis zu 6 Monaten angedroht. 
 
 

4. Der Antragsgegner/Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens. 
 

 
 

5. Dem Antragsteller/Der Antragstellerin wird für dieses Verfahren, einschließlich 
der Zustellung, Verfahrenskostenhilfe bewilligt. Der Antrag wird jedoch nicht 
von der Bewilligung der Verfahrenskostenhilfe abhängig gemacht. 
 

 
 

6. Die Zustellung des Beschlusses soll durch die Geschäftsstelle an die zustän-
dige Gerichtsvollzieherverteilerstelle erfolgen. 

 
 
 
 
 
 
 
    
  



4 
 

Gründe für meinen Antrag: 
 
 
O  Ich lebe mit dem Antragsgegner/der Antragsgegnerin in einem Haushalt zu-

sammen. 
O  Ich habe bis zum ……………………………mit dem Antragsgegner/der An-

tragsgegnerin in einem Haushalt zusammengelebt. 
 
O Der Antragsgegner/Die Antragsgegnerin und ich sind seit dem …………. 

miteinander verheiratet.  
 
O  Aus unserer Beziehung sind keine Kinder hervorgegangen. 
 
O  Aus unserer Beziehung sind folgende Kinder hervorgegangen: 
 
 
 
O Die Kinder leben mit mir/mit dem Antragsgegner/der Antragsgegnerin zusam-

men. 
 
O In unserem Haushalt haben bisher folgende nicht gemeinsame Kinder gelebt: 
 
 
 
O Es besteht bereits Kontakt zum Jugendamt. Dortige Ansprechperson ist 
 
 
 
O Der Mietvertrag der gemeinsam genutzten Wohnung läuft auf mich/den An-

tragsgegner/die Antragsgegnerin/uns beide. 
 
O  Die gemeinsam genutzte Wohnung steht im Eigentum von mir allein/im Eigen-

tum des Antragsgegners/der Antragsgegnerin/von uns beiden gemeinsam.  
 
O  Es gab zwischen uns bereits folgende familiengerichtliche Verfahren: 
 
 
O Wegen der Schilderung des aktuellen Vorfalls verweise ich auf die beigefügte  
 Anlage: 
 
O Ich habe am ………………………. Anzeige erstattet bei der 
 
  Polizeidienststelle ……………………zur Vorgangsnummer………………...  
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O Die Polizeibehörde hat gegenüber dem Antragsgegner/der Antragsgegnerin 
ausgesprochen  
O ein Kontakt- und Annäherungsverbot. 
O ein Betretungsverbot/einen Platzverweis bezüglich der gemeinsamen    
Wohnung für den Antragsgegner/der Antragsgegnerin.  

 
 
 
zum aktuellen Vorfall: 
 
Wann fand der aktuelle Vorfall statt: …………………………………………. 
(hier sind der Tag des Vorfalls und die Uhrzeit oder andere zeitliche Umstände anzu-
geben) 
 
Wo fand der Vorfall statt?.................................................................................. 
(hier ist möglichst genau anzugeben, an welchem Ort/in welchen Räumlichkei-
ten/Zimmern der Vorfall geschah) 
 
Welche Verletzungen sind bei dem Vorfall erfolgt? 
(hier sind die eingetretenen Verletzungen genau/konkret zu beschreiben) 
 
 
 
Schildern Sie hier jetzt bitte den aktuellen Vorfall zu den Verletzungen/Belästi-
gungen/Bedrohungen. Der Vorfall ist konkret mit möglichst vielen Einzelheiten 
darzustellen.  
Durch welche konkrete Handlungen sind die einzelnen Verletzungen entstanden? 
Fand der Vorfall im Beisein anderer Person statt? (hier sind die Namen der Personen 
anzugeben) 
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Gab es bereits vor dem geschilderten konkreten Vorfall Probleme? 
 
Hat der Antragsgegner/die Antragsgegnerin Sie bereits vorher schon einmal  
körperlich angegriffen/belästigt/bedroht? 
Wann und wo kam es zu dem Übergriff/den Übergriffen? 
Welche Verletzungen haben Sie damals erlitten? 
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O Ich reiche folgende Anlagen als Beweis ein: 
 
 O ärztliches Attest vom ……………….. 
 
 O Fotos 
 
 O Dokumentation der Polizei vom ……………………. 
 
 
Wird im Falle einer mündlichen Verhandlung zur Verständigung ein Dolmet-
scher/eine Dolmetscherin benötigt? 
 
Es wird ein Dolmetscher/eine Dolmetscherin für folgende Sprache benötigt: 
 
 
Der Antragsgegner/Die Antragsgegnerin spricht folgende Sprache: 
 
 
 
In Kenntnis der Strafbarkeit einer falschen eidesstattlichen Versicherung nach §§ 
156, 161 StGB wird die Richtigkeit des vorgenannten Sachverhalts an Eides Statt 
versichert.  
 
§ 156 StGB Eidesstattliche Versicherung 
Wer vor einer zur Abnahme einer Versicherung an Eides Statt zuständigen Behörde 
eine solche Versicherung falsch abgibt oder unter Berufung auf eine solche Versi-
cherung falsch aussagt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft.  
 
 
 
Ich beantrage die Gewährung von Verfahrenskostenhilfe für den oben gestellten An-
trag.  
O Die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst 

Einkommensbelegen lege ich der Antragsschrift bei. 
 
O Die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nebst 

Einkommensbelegen werde ich binnen 2 Wochen nachreichen.  
 

 ______________________________________          

 
Ort, Datum, Unterschrift 


